
LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 
18. Wahlperiode 

 

Drucksache  18/20893 

 17.08.2026 
 

Datum des Originals: 17.08.2026/Ausgegeben: 21.08.2026 

 

 
Antwort 
 
der Landesregierung 
 
auf die Kleine Anfrage 8424 vom 14. Juli 2026 
des Abgeordneten Markus Wagner   AfD 
Drucksache 18/20536 
 
 
Mönchengladbach: Frau mit Messer von der Polizei niedergeschossen 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Am Donnerstagabend, den 18. Juni 2026, wurde die Polizei gegen 23:00 Uhr zu einer Tank-
stelle an der Dahlener Straße Ecke Urftstraße in Mönchengladbach gerufen, nachdem dort 
eine Frau mit einem Messer gemeldet worden war. Während des Polizeieinsatzes kam es zum 
Gebrauch einer Dienstwaffe, wobei die Frau von einem Schuss getroffen wurde. Nach Anga-
ben der Polizei zur Zeit der Berichterstattung ist der genaue Ablauf des Geschehens Gegen-
stand laufender Ermittlungen. Die Frau erlitt schwere Verletzungen, musste notoperiert wer-
den und war nach am Einsatzort zunächst noch ansprechbar. Zur Zeit der Berichterstattung 
war sie in einem künstlichen Koma und schwebte in Lebensgefahr. Nähere Angaben zu ihrer 
Identität oder ihren persönlichen Umständen machte die Polizei bislang nicht. Am Einsatzort 
wurde ein Messer sichergestellt. Da bei Schusswaffengebrauch durch Polizeibeamte grund-
sätzlich eine unabhängige Behörde die Ermittlungen übernimmt, führt nun die Polizei Aachen 
die Untersuchungen. Kriminalbeamte sicherten noch in der Nacht Spuren am Einsatzort.1 
 
 
Der Minister der Justiz hat die Kleine Anfrage 8424 mit Schreiben vom 17. August 2026 
namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister des Innern beantwortet. 
 
 
1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Er-

mittlungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftat-
bestände aufschlüsseln.) 

 
Der Leitende Oberstaatsanwalt in Mönchengladbach hat dem Ministerium der Justiz unter dem 
22.07.2026 berichtet, bei seiner Behörde sei aufgrund des mit der Kleinen Anfrage themati-
sierten Sachverhalts ein Ermittlungsverfahren wegen versuchter gefährlicher Körperverlet-
zung, Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte und tätlichen Angriffs auf Vollstreckungsbe-
amte gegen eine heranwachsende Beschuldigte anhängig. Diese solle mit einem in der Hand 
gehaltenen Messer auf Polizeibeamte zugelaufen sein, welche die Beschuldigte mehrfach ver-
geblich aufgefordert hätten, stehen zu bleiben. Sie hätten letztlich auf die Beschuldigte 

 
1 Vgl. https://www.bild.de/regional/nordrhein-westfalen/in-moenchengladbach-frau-mit-messer-von-
polizei-angeschossen-6a34c8987e682fc37fc000f5. 
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geschossen und diese am linken Bein verletzt. Gegen die Polizeibeamten, die Schüsse auf 
die Beschuldigte abgegeben hätten, begründe der bisherige Ermittlungsstand keinen Anfangs-
verdacht eines strafbaren Verhaltens, so dass die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens ge-
gen jene bislang nicht veranlasst gewesen sei. 
 
 
2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtige bekannt? 
 
Die Tatverdächtige ist bislang polizeilich nicht in Erscheinung getreten. 
 
 
3. Welche Vorstrafen hat die Tatverdächtige? (Bitte chronologisch auflisten.) 
 
Dem in der Antwort auf die Frage 1 bezeichneten Bericht zufolge weist der Bundeszentralre-
gisterauszug der Beschuldigten vom 19.06.2026 keine Vorstrafen auf. 
 
 
4. Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügt die Tatverdächtige? (Bitte 

Vornamen bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 
 
Ausweislich des in der Antwort auf die Frage 1 bezeichneten Berichts ist die Beschuldigte 
syrische Staatsangehörige. 
 
 
5. Welche Erkenntnisse liegen darüber vor, ob sich die Tatverdächtige in einem psy-

chischen Ausnahmezustand befunden hat respektive ob sie in psychiatrischer Be-
handlung war? 

 
Der Leitende Oberstaatsanwalt in Mönchengladbach hat in seinem in der Antwort auf die 
Frage 1 bezeichneten Bericht ausgeführt, die Frage, ob bei der Beschuldigten wegen seeli-
scher Störungen eine Schuldunfähigkeit oder verminderte Schuldfähigkeit anzunehmen ist, sei 
Gegenstand der andauernden Ermittlungen. 
 


